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Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
als Diplomaten, die über Jahrzehnte  im Nahen und Mittleren Osten sowie in der 
internationalen Politik tätig waren und  denen die Bewahrung von Frieden und  
Sicherheit am Herzen liegt, wenden wir uns aus tiefer Besorgnis um den zunehmend 
konflikthaften  und friedensbedrohlichen Zustand, in dem sich gegenwärtig das 
Verhältnis  des Westens zur islamischen Welt befindet, an Sie, Herr Präsident, und die 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments.  
Bereits seit Jahren zeichnet sich ab, dass der Westen mit seiner Außen- und 
Sicherheitspolitik bisher nicht imstande ist, auf das zunehmende Phänomen des 
Islamismus als Oberbegriff für vielgestaltige und differenzierte politische Bewegungen 
in den islamischen Ländern - inzwischen auch in Europa selbst präsent- eine solche 
strategische Antwort zu finden, die langfristig dem friedlichen Zusammenleben der 
Völker von Orient und Okzident dient. Vieles deutet im Gegenteil darauf hin, dass der 
von dem Harvard-Professor Samuel P. Huntington heraufbeschworene „Clash of 
Civilizations" Realität werden könnte. Nicht weil das unvermeidbar wäre, sondern eher 
deshalb, weil die westliche Politik in den islamischen Ländern als Versuch der 
Beherrschung der Naturressourcen dieser Region, als Dominanzstreben, als Angriff auf 
tief verwurzelte Werte, moralische Normen und religiöse Gefühle empfunden wird, 
nicht zuletzt auch durch den Mangel an Einfühlungsvermögen für den islamischen 
Kulturkreis. Wie sich viele Muslime  vom Westen bedroht fühlen, so entwickeln auch 
dort viele Menschen unter dem Einfluss von Politik  und Medien  gegenüber dem Islam 
ein Feindbilddenken. 
Nach dem Urteil von UNO-Generalsekretär Kofi Annan hat die bisher verfolgte Politik 
einer Eskalation von Gewalt und Gegengewalt, des vorrangigen Einsatzes militärischer 
Mittel und westlicher Interventionen in islamischen Regionen und Staaten die Welt 
nicht friedlicher, sondern unsicherer gemacht. Es besteht kein Zweifel, dass Menschen  
vor Terrorismus zu schützen sind und dieser entschieden zu bekämpfen ist. Der 
einseitig militärisch dominierte Politik-Ansatz aber ist, wie der israelisch-
palästinensische Konflikt, Afghanistan, Irak, Zentralasien und Tschetschenien zeigen, 



gescheitert. Er führte nur zu weiterem Zulauf für terroristische Netzwerke. Deshalb 
fordert die politische Vernunft, die bisherige Strategie kritisch zu überprüfen  und zu 
revidieren. Ist es nicht an der Zeit, darüber nachzudenken, wie man zum Frieden 
kommt, wie friedliche Koexistenz zwischen dem Westen und der islamischen Welt 
langfristig gewährleistet werden kann?  
Es beunruhigt uns zutiefst, dass für den „Krieg gegen den Terror“ kein Ende gedacht 
wird. In Abkehr von der wichtigsten Lehre Europas aus zwei Weltkriegen wird seit 
dem 11.September versucht, Krieg als Mittel der internationalen Politik zu 
rehabilitieren. Die europäischen Regierungen benötigten nur wenige Monate, um 
Programme, Mechanismen und Mittel für den Kampf gegen den Terrorismus 
auszuarbeiten. Doch fehlt noch immer ein Friedensentwurf.  Die Friedensfrage gehört 
unseres Erachtens in das Zentrum der Diskussion, auch im Europäischen Parlament. Zu 
klären ist vor allem: Welche friedlichen, politisch-diplomatischen Auswege gibt es aus 
dem Dilemma des Krieges? Welche Alternativen bestehen zum gegenwärtig 
vorherrschenden Umgang  mit Islamismus? 
  
Sehr geehrter Herr Präsident, es sollte dem europäischen Parlament möglich sein, für 
das Verhältnis zur islamischen Welt einen Weg zu entwerfen und einzuschlagen, der zu 
einem Modus vivendi friedlicher Koexistenz führt. Die politischen und 
gesellschaftspolitischen Ziele der islamistischen Gesellschaftsopposition sind im 
Großen und Ganzen bekannt. Auch die wesentlichen strukturellen Ursachen 
gesellschaftlicher Unzufriedenheit und Spannungen liegen nicht im Dunkeln: 
Unterentwicklung im umfassenden Sinne, Reform- und Demokratisierungsdefizite 
sowie jene anti-westliche Grundstimmung, die auch vom Verhalten des Westens 
gegenüber der islamischen Welt genährt wird.  
Für diese Ursachen und Zusammenhänge besteht in den politischen Kreisen der EU 
wachsendes Problembewusstsein. In der Außenpolitik von EU-Staaten  gibt es 
Bestrebungen, den Konflikt mit Islam und der islamischen Welt nicht zuzuspitzen, 
sondern zu entspannen. Davon sollte ausgegangen werden, um den andauernden 
Zustand von Krieg und äußeren Interventionen sowie die Regelungskrise schnellst 
möglich zu überwinden, in der sich der Umgang mit dem Konflikt um den Terrorismus 
befindet. Dafür bedarf es alternativer Initiativen, die die Friedensfrage ins Zentrum der 
Diskussion rücken. Zu beraten ist, wie Europa  zurück zum Frieden kommt, welche 
Wege aus dem Terrorismusdilemma heraus führen sowie seiner weiteren 
Internationalisierung und Verstetigung vorbeugen. 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, Europa sollte sich auf eine lang anhaltende Periode 
einstellen, in der in islamischen Ländern politische Bewegungen ihre Forderungen 
religiös auf der Grundlage des Islam, nicht säkularistisch sondern islamistisch, 
artikulieren. Die bis in die europäische Kolonialepoche zurückreichende 
Dominanzdimension im Umgang des Westens mit der islamischen Welt ist Teil des 
historischen Prozesses, in dem die Grundlagen des heutigen Terrorismusdilemmas 



entstanden. Es wird eines langfristigen Prozesses bedürfen, sie auszuräumen. Doch 
dieser Prozess muss jetzt begonnen werden. 
Für eine Umorientierung auf eine friedliche Konfliktregelung sehen wir konkrete 
Handlungsmöglichkeiten. Unmittelbare Ziele müssen die Überwindung des 
Kriegszustandes und der Übergang zu  Vertrauensbildung sein. Dafür sollte kurzfristig 
und pragmatisch ein politisch-diplomatisches Instrumentarium entwickelt werden. 

 Eine erste, sofortige nichtmilitärische Handlungsdimension ist die fundierte 
Klärung, welche konkreten Streitfragen auszuräumen und welche politisch-
diplomatischen Regelungsideen zu entwickeln sind, wie zwischen 
extremistischen und gemäßigten Islamisten differenziert werden kann, ob 
Gespräche und Vertrauensbildung möglich sind, mit wem und wie. 

 Sofort realisierbar wäre die Demonstration europäischer Bereitschaft zum 
„Neuanfang“ im Verhältnis zur islamischen Welt. Die Anerkennung der 
Ganzheitlichkeit gemeinsamer Sicherheit, die Respektierung der jeweiligen 
zivilisatorischen Werte und Entwicklung bilden den Kern neu zu schaffender 
Beziehungen, die auf Kooperation und Koexistenz beruhen. In der Gestaltung 
solcher Beziehungen, die nicht die Aufgabe jeweiliger Werte und Prinzipien 
bedeuten, hat Europa sowohl aus dem KSZE-, als auch dem europäischen 
Integrationsprozess Erfahrungen.  

 Europa sollte für sofortige Entspannungsmaßnahmen gegenüber dem 
arabischen, west- und südwestasiatischen Raum eintreten. Für den Nahen 
Osten besitzen die unverzügliche Regelung des israelisch-palästinensischen 
Konflikts und die Beendigung der Okkupation Iraks  Priorität. Für eine 
Irakregelung sollten  aus dem arabischen Raum kommende Vorschläge 
europäische Unterstützung finden, wie sie der Generalsekretär der Arabischen 
Liga, Amre Mussa, unterbreitete: Beendigung der Okkupation, Truppenabzug 
nach einem Zeitplan, Wiederaufbau Iraks (von den Irakern selbst geplant und 
beschlossen), volle Selbstbestimmung ihrer Zukunft durch die Iraker selbst 
und nicht durch Fremde.  

 Schließlich halten wir es für wichtig, das Zukunftsprofil europäischer Politik 
gegenüber dem islamischen Raum und dort stattfindenden 
gesellschaftspolitischen Prozessen neu zu bestimmen. Dazu gehört auch ein 
selbstkritisches Überprüfen eigener Fehler.  

 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
wir möchten Ihnen vorschlagen, dass sich das Europäische Parlament mit den  von uns  
aufgeworfenen Sorgen, Fragen und Vorschlägen beschäftigt. Wir wären Ihnen dankbar, 
wenn Sie dieses Schreiben den Abgeordneten des Europäischen Parlaments zur 
Kenntnis geben.  
Wir erlauben uns, Kopien dieses Briefes an die Vorsitzenden der im Parlament 
vertretenen Fraktionen zu übermitteln. 
 



Mit vorzüglicher Hochachtung    
 
Dr. Arne C. Seifert 
i.A. der Unterzeichner 
 
 
Gezeichnet von:   
Dr. Wolfgang Bator, Botschafter a.D.; Otto Becker, Botschafter a.D.; Prof. Dr. 
Siegfried Bock, Botschafter a.D.; Klaus-Dieter Ernst, Botschafter a.D.; Dr. Werner 
Fleck; Botschafter a.D.; Wolfgang Grabowski, Botschafter a.D.; Prof. Dr. Horst 
Grunert, Botschafter a.D.; Dr. Jürgen Hellner, Botschafter a.D.; Norbert Jaeschke, 
Botschafter a.D.; Karl-Heinz Kern, Botschafter a.D.; Heinz Knobbe, Botschafter a.D.; 
Wolfgang Konschel, Botschafter a.D.; Roland Lindner, Botschafter a.D.; Günter 
Mauersberger, Botschafter a.D.; Peter Mende, Botschafter a.D.; Dr. Kurt Merkel, 
Botschafter a.D.; Dr. Bernhard Neugebauer, Botschafter a.D.; Otto Pfeiffer, Botschafter 
a.D.; Achim Reichard, Botschafter a.D.; Roland Lindner, Botschafter a.D.; Dr. Hans-
Georg Schleicher, Botschafter a.D.; Manfred Schmidt, Botschafter a.D.; Freimut 
Seidel, Botschafter a.D.; Dr. Arne C. Seifert, Botschafter a.D.; Dr. Hans Voß, 
Botschafter a.D.; Ronald Weidemann, Botschafter a.D.;  Erich Wetzel, Botschafter 
a.D.; Dr. Heinz-Dieter Winter, Botschafter a.D.   
 
------------------------------------------------------------------------------- 
 
Antworten 
 
Erstens: Josep Borrell Fontelles 
Presidente 
 
Herrn 
Botschafter a. D. Dr. Arne C. Seifert 18.03.2005 
Sehr geehrter Herr Botschafter, 
 
mit grossem Interesse habe ich Ihr Schreiben, in dem Sie die Entwicklungen der 
westlichen und islamischen Gesellschaften beschreiben, gelesen. 
Ich teile Ihre Auffassung, dass es nicht zu einem "clash of civilisations" kommen darf. 
Als ein Instrument, dieses zu verhindern, darf die auf europäischer Ebene ins Leben 
gerufene Initiative der "Neuen Nachbarschaftspolitik" angesehen werden, die, von 
gegenseitigem Respekt geprägt, unter anderem auch einen Dialog der 
unterschiedlichen Kulturen ermöglichen soll. 
  Im Europäischen Parlament haben wir mehrere interparlamentarische Delegationen 
zu den islamisch geprägten Staaten bzw. Ländergruppen eingerichtet, deren Aufgabe 
es ist, sich durch gegenseitige Besuche über die jeweilige andere Seite zu informieren 



und einen Dialog auf politischer, wirtschaftlicher und kultureller Ebene zustande zu 
bringen. 
    Auch die in Kürze zu eröffnende Anna-Lindh Stiftung Europa-Mittelmeer mit Sitz 
in Alexandria wird sich der Förderung des Dialogs zwischen den Kulturen annehmen. 
   Dies sind einige Massnahmen, die auf europäischer Ebene angegangen werden. Es 
mag sein, dass dies nicht ausreichend ist, ein Anfang ist damit meines Erachtens 
jedoch gemacht. Daher begrüsse ich Ihre Anregungen, die uns Politiker auf die 
Notwendigkeit eines verstärkten 
Handelns hinweisen.    . 
Ich habe mir erlaubt, Ihr Schreiben den Vorsitzenden der entsprechenden 
Interparlamentarischen Delegationen zur Kenntnis zu bringen. 
   
Hochachtungsvoll 
-------------------------------------- 
 
Zweitens  

 
GUE/NGL 
Gauche Unitaire Europeenne/Gauche Verte Nordique Groupe Parlamentäre ■ 
parlement europeen 
Le President 
Diplomats for Peace with the Islamic World Dr. Arne C. Seifert Brüssel, 7. Juni 
2005  
Sehr geehrter Herr Dr. Seifert,  
 
sehr geehrte Herren Botschafter, 
 
zuerst möchte ich mich tief bei Ihnen entschuldigen für meine verspätete Antwort. 
Herzlichen Dank für Ihren Brief. Er ist für mich und die Kollegen meiner Fraktion, 
eine wichtige Unterstützung in der politischen Auseinandersetzung im Europäischen 
Parlament zu Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union. 
Ich teile Ihre Besorgnis darüber, dass die herrschenden Eliten insbesondere der USA, 
aber auch Europas nach dem 11. September Krieg als Instrument der Politik einsetzen 
und im gesellschaftlichen Bewusstsein versuchen zu rehabilitieren. Unter dem 
Vorwand der Terrorismusbekämpfung wurden die Militärstrategien neu konzipiert, 
fließen Milliarden in neue Rüstungsprojekte, werden die Vorschriften und Apparate 
der inneren Sicherheit zu Lasten der demokratischen und Bürgerrechte verschärft. 
Ungeachtet dessen, dass es in Europa sehr wohl die Erkenntnis gibt, dass 
Krisenprävention und ziviles Krisenmanagement entscheidende Element 



internationaler Politik sind, wurden auch in der Politik der EU andere, militärisch 
determinierte Akzente gesetzt. 
 
Das Engagement gegen Krieg und hegemoniale Außenpolitik, für die rechtzeitige 
Beseitigung von Ursachen für Krisen und Krieg, für Völkerverständigung und Dialog 
ist für unsere Fraktion charakteristisch. Seit vielen Jahren setzen sich unsere Kollegen 
für eine gerechte Lösung des Nahost-Konflikts ein. Wir haben uns an den 
Demonstrationen gegen den Irak-Krieg beteiligt und den Protest der Bürgerinnen und 
Bürger Europas ins Parlament getragen. Wir sind nach New York und Washington 
gefahren und haben mit unseren amerikanischen Kollegen diskutiert. Wir sind uns 
dessen bewusst, dass die Lösung des Nahost-Konflikts, die Beendigung der 
Okkupation des Irak und die Unterstützung des irakischen Volkes beim Aufbau 
demokratischer politischer Strukturen und der Rekonstruktion ihres von Kriegen und 
Embargo zerstörten Landes Schlüsselfragen für Frieden und Stabilität in der Region 
und darüber hinaus sind. Zu unserem parlamentarischen Alltag gehört das Ringen um 
die Stärkung der UNO und die Umsetzung ihrer Milleniumsziele ebenso wie eine 
weltoffene und solidarische Asyl- und Migrationspolitik. 
Ohne Zweifel ist es eine große Herausforderung, die internationalen Beziehungen auf 
eine dauerhaft friedliche, gerechte, solidarische und zukunftsfähige Grundlage zu 
stellen. Die Außenpolitik der EU und ihrer Mitgliedstaaten ist unter vielen Aspekten 
kritisch zu bewerten. Ich teile jedoch nicht ganz Ihre Wahrnehmung, dass sich Europa 
in einem "Krieg gegen den Terror" befindet, den es zu beenden gilt. Die Europäische 
Union hat zwar eine "strategische Doktrin" angenommen, die ich in dieser Hinsicht 
sehr kritisiere. Dennoch bestehen zum Glück wichtige Unterschiede zwischen ihr und 
der US-amerikanischen außenpolitischen Konzeption zur Gestaltung der 
internationalen Beziehungen. Stärkung des Multilateralismus, zum Beispiel, gehört zu 
den Grundprinzipien der Außenpolitik in Europa. Diesen Grundprinzipien in der 
tagtäglichen Außenpolitik konsequent Geltung zu verschaffen, sehen wir als eine 
wichtige Aufgabe unseres Wirkens im Europäischen Parlament. 
Die schrecklichen Ereignisse des 11. September, aber auch der terroristische Anschlag 
2004 in Madrid haben nicht nur bei den politischen Eliten, sondern auch in der 
europäischen Öffentlichkeit das Bewusstsein für real existierende terroristische 
Aktivitäten geschärft. Wir, die Abgeordneten der GUE/NGL im Europäischen 
Parlament, lehnen terroristische Aktivitäten entschieden und unter allen Umständen ab. 
Die Menschen vor terroristischen Anschlägen zu bewahren, ist für uns ein Gegenstand 
von Politik. Wir meinen, dass sie nur dann Erfolg haben kann, wenn sie sich mit den 
Ursachen für Terrorismus auseinandersetzt und sich deren Beseitigung zuwendet, statt 
mit einem einseitig militärischen, sicherheitspolitischen Ansatz zur Verschärfung der 
Konflikte beizutragen. Die vom UN-Generalsekretär Kofi Annan in jüngster Zeit 
unterbreiteten Analysen und Vorschläge zur Terrorismusbekämpfung erscheinen uns 
als wichtiger und richtiger Impuls und Alternative zur US-amerikanischen Strategie 
der Terrorismusbekämpfung. 



Leider unterwirft sich europäische Politik viel zu oft der Bündnissolidarität mit den 
USA. Nur mühsam bahnt sich eine eigenständige, gemeinsame EU-Außenpolitik ihre 
Bahn. Europa nutzt sein politisches Potential als Akteur im Interesse der Gestaltung 
demokratischer internationaler Beziehungen nicht aus. Das betrifft auch seine 
Möglichkeiten für die Entwicklung der Beziehungen zu den islamischen Staaten. Ich 
teile ihre Auffassung, dass das strategische Profil europäischer Politik gegenüber dem 
islamischen Raum zu schärfen ist. Europa kann und muss einen entschiedenen Beitrag 
dazu leisten, dass der von Samuel Huntington beschriebene "Clash der Zivilisationen" 
verhindert wird. 
Wir sind uns der Verantwortung, die wir als Abgeordnete des Europäischen 
Parlaments in diesem Prozess haben, wohl bewusst. Über unsere Arbeit in den 
interparlamentarischen Delegationen mit Kollegen aus Partnerländern, aber auch im 
Rahmen des Menschenrechtsdialogs den die EU mit einigen von ihnen führt, haben 
wir beträchtliche Möglichkeiten zum gegenseitigen Verständnis und zur 
Zusammenarbeit beizutragen. Ohne Zweifel gilt es, gerade hinsichtlich des Dialoges 
mit der islamischen Welt entschieden mehr zu tun.  
Für unsere Arbeit zu diesem Thema ist die Unterstützung von Menschen wie Sie, die 
den Nahen und Mittleren Osten aus eigener Erfahrung kennen, wertvoll. Wir werden 
sicher bald die Gelegenheit haben, in unserer Fraktion, über diese wichtige 
Herausforderung wieder eine Diskussion zu führen und neue Initiativen zu ergreifen. 
In solch einem Rahmen, würde ich mich freuen, wenn Sie einer Einladung in unserer 
Fraktion Folge leisten könnten. 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Francis Wurtz 
Vorsitzender der Fraktion 
der Vereinten Europäischen Linken/Nordische Grüne Linke 
im Europäischen Parlament 
--------------------------- 

 
Drittens  
 
Auswärtiges Amt 

BETREFF Nahost Politik 
           
           HIER Haltung der Bundesregierung im Nahost Konflikt 

          BEZUG Ihr Schreiben vom 27. Juli 2006 



Sehr geehrter Herr Dr. Seifert, 

Vielen Dank für die Zusendung des Offenen Briefes an Bundesminister Dr. Steinmeier. Er hat 
mich gebeten, Ihnen zu antworten. Bitte haben Sie Verständnis für die Verzögerung, die auf-
grund der hohen Zahl an Zuschriften entstanden ist. 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit den europäischen Partnern am 01. August nach der 
Sondersitzung des Rats für Allgemeine Angelegenheiten zu den Ereignissen in einer Schluss-
folgerung Stellung genommen. In dieser wird die sofortige Einstellung der Feindseligkeiten ge-
fordert und alle Parteien daran erinnert, die Zivilbevölkerung mit allen ihnen zur Verfügung 
stehenden Mitteln zu schützen und von Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht Abstand 
zu nehmen. 

Die Bundesregierung hat den VN General-Sekretär und den Sicherheitsrat in ihren Bemühun-
gen unterstützt, einen Rahmen für eine für alle Seiten akzeptable politische Lösung zu definie-
ren unterstützt, und setzt sich nun für die Umsetzung der hierzu verabschiedeten Resolution 
1701 ein. Um hier einen Beitrag zu leisten ist Bundesminister Dr. Steinmeier bereits zum 3. mal 
innerhalb weniger Wochen zu Gesprächen in die Region gereist. 

Mit freundlichen Grüßen  

Wolfgang Dold 

Leiter der Arbeitsgruppe Nahost-Konflikt 
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